
VfA Profil 7/99 
 
Konsequente Abrechnung (Teil IX) 
 
Einrichtungsgegenstände und integrierte Werbeanlagen, § 26 HOAI 
 
Fall: Bauherr B errichtet eine aufwendige Luxusvilla. Als begeisterter Koch legt er Wert auf eine exklusive 
Küche. Innenarchitekt A, der im übrigen keine Leistungen bei der Objektplanung erbringt, plant eine derartige 
Küche »mit allen Schikanen«. Die Küche wird als Sonderanfertigung entsprechend den Plänen von A hergestellt 
und eingebaut. Als Planungshonorar waren schriftlich bei Auftragserteilung pauschal DM 8.000,- vereinbart. A 
stellt diese DM 8.000,- in Rechnung. B verweigert die Zahlung. Er ist der Auffassung, A müsse zunächst einmal 
eine prüfbare Rechnung nach den sonst üblichen Regeln der HOAI vorlegen. Außerdem handele es sich bei der 
Küche um einen »wesentlichen Bestandteil des Bauwerks« gemäß § 94 BGB, so daß eine separate Architek-
tenrechnung ausscheide. Wer hat recht? 
Antwort: A hat recht. Beide Einwände von B sind unzutreffend. Zum ersten Einwand: § 26 HOAI läßt die Ver-
einbarung eines Pauschalhonorars ohne jede preis rechtliche Beschränkung zu. Die Vereinbarung muß schriftlich 
und bei Auftragserteilung erfolgen. Dies ist hier geschehen. Das Honorar über DM 8.000,- ist also wirksam und 
für beide Seiten bindend. Entsprechend dieser Vereinbarung ist abzurechnen. A verhält sich vertragsgemäß, 
wenn er diesen Pauschalbetrag in Rechnung stellt. B kann keine mühsame, »prüfbare« Rechnung nach den sonst 
im Bereich der HOAI üblichen Maßstäben verlangen. Aber auch der zweite Ein wand von B ist unberechtigt. 
Gemäß § 94 BGB gehören zu den »wesentlichen Bestandteilen« die mit dem Grund und Boden fest verbundenen 
oder die zur Herstellung eines Gebäudes eingefügten Sachen. Nicht zu den »wesentlichen Bestandteilen« 
gehören demgegenüber die zu einem vorübergehenden Zweck eingefügten Sachen sowie das sogenannte 
»Zubehör«. Eine Küche wird man richtigerweise zum »Zubehör« rechnen, auch wenn hierüber teilweise streitig 
diskutiert wird. Ihre Planung ist daher gemäß § 26 HOAI abzurechnen, hier also zum vereinbarten Pauschalsatz. 
Abwandlung l: A und B haben - wie so häufig - keine schriftliche Vereinbarung bei Auftragserteilung getroffen. 
Der Pauschalbetrag von DM 8.000,- wurde nur mündlich vereinbart. A will diese DM 8.000,- in Rechnung 
stellen. Immerhin habe er über 100 Stunden Arbeit aufgewendet. B will überhaupt nichts bezahlen. Wer hat 
recht? 
Antwort: Im Ergebnis wird A recht behalten. Zwar ist die mündliche Honorarvereinbarung auch im Bereich des 
§ 26 HOAI unwirksam, so daß A nicht einfach den Pauschalbetrag abrechnen kann. Das Unterbleiben der 
schriftlichen Vereinbarung vernichtet aber nicht jeden Honoraranspruch von A. Vielmehr muß A seine Leistung 
nach den aufgewendeten Stunden abrechnen, vgl. § 26 S. 2 HOAI. Dies führt selbst bei der hier gebotenen 
Abrechnung zu den Mindeststundensätzen des § 6 HOAI (DM 75,-/Stunde) zu einer Gesamtrechnung in 
ähnlicher Höhe wie der Pauschalbetrag, da über 100 Stunden aufgewendet wurden. 
 
Die Frankfurter Küche von Margarete Schutte-Lihotzky (Städtisches Hochbauamt  Frankfurt a. M. 1926) 
Abwandlung 2: A plant keine exklusive Einzelanfertigung. Vielmehr kommen serienmäßig vorgefertigte 
Einrichtungsgegenstände zum Einsatz. Wie im Ausgangsfall war schriftlich bei Auftragserteilung ein Pau-
schalhonorar von DM 8.000,- vereinbart. Diese DM 8.000,- stellt A in Rechnung. B will nicht zahlen. Wer hat 
recht? 
Antwort: A hat recht. Wenn serienmäßig vorgefertigte Einrichtungsgegenstände zum Einsatz kommen, findet die 
HOAI keine Anwendung. Es kann daher ohne preis rechtliche Bindung abgerechnet werden. Die schriftliche 
Honorarvereinbarung ist wirksam und für beide Parteien verbindlich. 
Abwandlung 3: Wie oben, nur wurde keine Honorarvereinbarung getroffen. Der übliche Betrag für eine derartige 
Planungsleistung liegt bei ca. DM 8.000,-. Diesen Betrag will A abrechnen. Kann er das? 
Antwort: Ja. In Ermangelung einer gesetzlichen Grundlage für die Honorarermittlung wie auch einer Verein-
barung zwischen den Parteien ist gemäß § 632 Abs. 2 BGB die übliche Vergütung zu zahlen. Diese kann 
natürlich schwer zu ermitteln sein, so daß Streitigkeiten für den Architekten sehr mühsam werden. Im vorlie-
genden Fall wurde jedoch eine bestimmte Vergütungshöhe als üblich unterstellt. In dieser Höhe kann sodann 
abgerechnet werden. 
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